Ol

KLIENTEN-INFO 6/2016

. VORSCHAU AUF DAS JAHR 2017 0]
2. HIGHLIGHTS AUS DEM SALZBURGER STEUERDIALOG 03

5. MIT DEM AUTOMATISCHEN INFORMATIONSAUSTAUSCH
FALLT NUN AUCH DIE ANONYMITAT FUR OSTERREICHER IN 04
DER SCHWEIZ UND IN LIECHTENSTEIN

4. NEUES FUR AUFSICHTSRATE UND PRUFUNGSAUSSCHUSSE () 5

5 GELTENDMACHUNG VON ABSCHREIBUNG BE| O 7
FRUCHTGENUSSRECHTEN

6. SPLITTER ()7

7 TERMIN 3112.2016 OQ

1. VORSCHAU AUF DAS JAHR 2017

AUTOMATISIERTE UBERMITTLUNG VON BESTIMMTEN SONDERAUSGABEN AB 2017

Ab dem kommenden Jahr kénnen bestimmte Sonderausgaben nicht mehr einfach in die Steuererkla-
rungen eingetragen werden, sondern werden bei der Veranlagung nur dann berUcksichtigt, wenn die
jeweilige Organisation die Daten an das Finanzamt Uber FinanzOnline gemeldet hat. Unter die Melde-
pflicht fallen verpflichtende Beitrdge an Kirchen und Religionsgemeinschaften, Spenden an beglins-
tigte Spendenempfanger und Feuerwehren, Beitrage fur die freiwillige Weiterversicherung und den
Nachkauf von Versicherungszeiten in der gesetzlichen Pensionsversicherung.

Achtung: Damit Sie die oben angefUhrten Zahlungen ab 2017 als Sonderausgabe bei der Veranlagung
in Abzug bringen kénnen, mussen Sie der empfangenden Organisation Vor- und Zunamen und das
Geburtsdatum bekanntgeben. Daraus wird ein verschlUsseltes bereichsspezifisches Personenkennzei-
chen fUr Steuern und Abgaben (vVbPK SA) ermittelt. Die geleisteten Betrage muissen dann verbunden
mit dem vbPK SA Uber FinanzOnline an die Finanzverwaltung Ubermittelt werden. Das bedeutet: keine
Daten - keine Sonderausgaben. Selbstverstandlich kann der jeweiligen Organisation die Weiterleitung
untersagt werden oder die erforderlichen Daten kdnnen zurlckbehalten werden. Dies hat als Konse-
quenz, dass die Zahlungen nicht als Sonderausgaben in der Steuererkldrung berlcksichtigt werden.
Uber FinanzOnline kénnen Sie die fur Sie gemeldeten Betrage einsehen.

Zuwendungen an auslandische Organisationen kdnnen wie bisher in der Steuererklarung bertcksichtigt
werden. Auch Spenden aus dem Betriebsverm&gen unterliegen nicht der Ubermittlungspflicht. Sonsti-
ge Zahlungen an Versicherungen, Zahlungen fUr Wohnraumschaffung und -sanierung, Rentenzahlun-
gen oder Steuerberatungskosten unterliegen ebenfalls nicht diesem neuen Regime.
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INVESTITIONSZUWACHSPRAMIE AB 2017

Im Ministerrat wurde am 25.10.2016 ein MaBnahmenpaket der Arbeitsgruppe ,Wirtschaft und Arbeits-
markt” beschlossen. Als eine MalBnahme zur Starkung der privaten Investitionen soll wieder eine Inves-
titionszuwachspramie, dieses Mal jedoch nur fiir KMUs, eingefUhrt werden. Geférdert sollen neu ange-
schaffte, aktivierungspflichtige Wirtschaftsgliter des abnutzbaren Anlagevermégens (ausgenommen
ua PKW und Grundstucke) in den Jahren 2017 und 2018 werden.

Die Pramie soll wie folgt gestaffelt werden:

Mitarbeiteranzahl Investitionszuwachs Investitionszuwachspramie
bis zu 49 Mitarbeiter mind. € 50.000 - max € 450.000 15%
50 bis 250 Mitarbeiter mind. € 100.000 - max € 750.000 10%

Der Investitionszuwachs berechnet sich nach dem Durchschnitt der letzten drei vorangegangen Jahre.
Auch wenn die Gesetzwerdung noch abzuwarten ist, sollte vorsichtshalber geprift werden, ob gréBere
geplante Investitionen nicht in das nachste Jahr verschoben werden kénnen.

HANDWERKERBONUS 2017

Privatpersonen (sowohl Eigentimer als auch Mieter) kdnnen fur ab dem 1. Juni 2016 von gewerbebe-
rechtigten Handwerkern erbrachte Leistungen, die den eigenen Wohnbereich im Inland betreffen, eine
Forderung in Hohe von 20 % beantragen. Die maximal forderbaren Kosten pro Jahr betragen netto
€ 3.000, die Forderung daher bis zu € 600 pro Jahr. Da der fur eine Verldngerung mafgebliche Gren-
zwert des Wirschaftswachstums unterschritten wurde, hat das BMF bekanntgegeben, dass der Hand-
werkerbonus auch fur das Jahr 2017 gewahrt wird.

WICHTIGE SV-WERTE FUR 2017
Hier eine erste Vorschau auf die wichtigsten SV-Werte fiir das Jahr 2017. Die ausfUhrliche Ubersichts-
tabelle erscheint wie gewohnt in der 1. Ausgabe der KlientenIinfo des Jahres 2017.

Hoéchstbeitragsgrundlage monatlich € 4.980,00
Hochstbeitragsgrundlage Sonderzahlungen jahrlich € 9.960,00
Hbchstbeitragsgrundlage freie DN ohne SZ, GSVG, BSVG monatlich € 5.810,00
Geringflugigkeitsgrenze taglich entfallt
Geringfligigkeitsgrenze monatlich € 425,70

* Die Auflésungsabgabe bei DG-KUndigung oder einvernehmlicher Aufldsung betragt € 124 im Jahr
2017 (2016: € 12D).

* Verringerung des Arbeitslosenversicherungsbeitrages
Bezieher niedriger Einkommen haben nur einen verringerten AlV-Beitrag zu leisten. Die mafR3gebliche
monatliche Beitragsgrundlage (Entgelt) betragt ab der Beitragsperiode Janner 2017 voraussichtlich:

monatliche Beitragsgrundlage DN-Anteil DG-Anteil unverandert
bis € 1.342,- 0% 3%
Uber € 1.342,- bis € 1.464,- 1% 3%
Uber € 1.464,- bis € 1.648,- 2% 3%

Uber € 1.648,- 3% 3%
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WICHTIGE SACHBEZUGSWERTE FUR 2017
» Sachbezugswerte fuUr Dienstautos

Sachbezug Fahrzeugtyp CO2-Wert p.m. Vorsteuerabzug

2% alle PKW und Hybridfahrzeuge tber 127 g/km € 960,00 nein
) . bis 127 g/km

1,5% Oko'oﬁ'sgngz:gejn‘i bis 130 g/km fur An- € 720,00 nein
Y 9 schaffungen vor 2017

0% Elektroautos € 0,00 ja

Der CO,-Wert als massgebliche Grenze fur den verringerten Sachbezug von 1,5% wird um 3 g/km jahr-
lich abgesenkt. Mit dem als Regierungsvorlage vorliegenden Entwurf des Abgabenanderungsgesetzes
2016 soll gesetzlich geregelt werden, dass - entsprechend der bisherigen Verwaltungspraxis - die Sach-
bezugswerte auch fUr wesentlich beteiligte Gesellschafter-Geschaftsfuhrer zur Anwendung kommen.
« Sachbezugswerte flir Zinsersparnis
Ubersteigt der Gehaltsvorschuss oder das Arbeitgeberdarlehen insgesamt den Betrag von € 7.300,
dann ist fUr den Ubersteigenden Betrag die Zinsersparnis ab 1.1.2017 unverandert mit 1,0% als Sach-
bezug zu bewerten. Vom Arbeitnehmer bezahlte Zinsen werden in Abzug gebracht.

SONSTIGE WERTE 2017

* Senkung DB auf 4,1%
Der Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenausgleich (DB) wird mit 11.2017 von 4,5% auf 4,1% abge-
senkt. Eine weitere Senkung auf 3,9% wird ab 11.2018 wirksam.

* Pramie fir Bausparen und Zukunftsvorsorge 2017
Die Bausparpramie betragt 2017 unverandert 1,5% des pramienbeglnstigten Betrages von € 1.200,
somit € 18. Beitrage zur staatlich geférderten Zukunftsvorsorge bis zur Hohe von € 2.742,98 werden
im Jahr 2017 unverandert mit einer 4,25 %igen Pramie geférdert. Die Hochstpramie betragt demnach
€ 116,58.

2. HIGHLIGHTS AUS DEM SALZBURGER
STEUERDIALOG

Vertreter der Finanzverwaltung treffen sich jahrlich in Salzburg, um Praxisfalle zu diskutieren. Die Ergeb-
nisse werden nach einem Begutachtungsverfahren als Erlass verdffentlicht. Im folgenden soll auf einige
interessante Aussagen eingegangen werden:

» Private Erfindungen (auBer eventuell Zufallserfindungen) und privat entwickeltes Know-How kdnnen
in der Regel nicht mit einem geschatzten Marktwert in einen eigenen Betrieb eingelegt werden.

* In bestimmten Fallen werden EinkUnfte steuerlich direkt der natlUrlichen Person zugerechnet, obwohl
die Verrechnung Uber eine zwischengeschaltete Kapitalgesellschaft erfolgt. Das Entgelt fur die Ge-
schaftsfUhrungstatigkeit , das von einer KG an die Komplementar-GmbH bezahlt wird, wird dem Ge-
schaftsfUhrer nicht direkt zugerechnet, auch wenn er alleiniger Kommanditist ist.

* Rabatte bis zu 20 % bzw. bis zu € 1.000 pa, die der Arbeitgeber allen Mitarbeitern oder bestimmten
Gruppen von Mitarbeitern gewahrt, sind von der Einkommensteuer befreit. Umsatzsteuerlich ware in
diesen Fallen der Normalwert anzusetzen. Bei Sachzuwendungen kdnnen aus Vereinfachungsgrinden
die Sachbezugswerte herangezogen werden. Daher ist der geldwerte Vorteil fUr die begunstigten
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Rabatte umsatzsteuerlich mit Null zu bemessen. Diese Schlussfolgerung kommt auch zur Anwen-
dung, wenn einem Dienstnehmer ein Dienstauto mit einem CO_-Emissionswert von O a/km (,Elektro-
auto”) zur Verflgung gestellt wird, da ja auch hier kein Sachbezug zu berlcksichtigen ist. Verwendet
hingegen ein Unternehmer ein betrieblich mit Vorsteuerabzug angeschafftes Elektroauto fur private
Zwecke, muss der Eigenverbrauch der Umsatzsteuer unterworfen werden.

2.MIT DEM AUTOMATISCHEN INFORMATIONS-
AUSTAUSCH FALLT NUN AUCH DIE ANONY-
MITAT FUR OSTERREICHER IN DER SCHWEIZ
UND IN LIECHTENSTEIN

Zur Bekdmpfung der Steuerhinterziehung hat die EU mit der Schweiz und Liechtenstein Abkommen
Uber den automatischen Austausch von Informationen Uber Finanzkonten unterzeichnet. Der erste Aus-
tausch von Informationen ist mit 2018 geplant und soll Kontodaten erfassen, die ab dem 1. Janner 2017
erhoben werden. Die in den Jahren 2012 und 2013 mit der Schweiz und Liechtenstein abgeschlossenen
Steuerabkommen sehen hingegen die Méglichkeit vor, dass dsterreichische Kontoinhaber in den jewei-
ligen Landern die Kapitalertragsteuer auf inre Kapitaleinklnfte (,Abgeltungssteuer®) anonym abfUhren
kéonnen.

AUFHEBUNG DES STEUERABKOMMENS MIT DER SCHWEIZ

Mit dem Argument, Doppelgleisigkeiten zu vermeiden, ist nun geplant, rechtzeitig vor Inkrafttreten des
Automatischen Informationsaustauschs, das Steuerabkommen mit der Schweiz aufzuheben. Daher
werden ab 2017 die Schweizer Banken keine Abgeltungssteuer mehr einheben, sondern ausschlief3lich
die KapitaleinkUnfte den &sterreichischen Finanzbehoérden melden. Damit entfallt fur &sterreichische
Anleger in der Schweiz ab 2017 die Anonymitat. Im Zusammenhang mit der Aufhebung des Steuerab-
kommens Schweiz wurde weiters vereinbart, dass ab dem 1. Janner 2017 Gruppenanfragen zwischen
Osterreich und der Schweiz gestellt werden ké&dnnen. Somit kénnten die &sterreichischen Finanzbehor-
den zum Beispiel Informationen Uber all jene Osterreicher abfragen, welche noch bis Ende 2016 ihre
Kontoverbindungen in der Schweiz aufldsen und inr Vermodgen aus der Schweiz abziehen.

ANPASSUNG DES STEUERABKOMMENS MIT LIECHTENSTEIN

Mit der Anderung des Steuerabkommens mit Liechtenstein soll ebenfalls die Anonymitét flr Priva-
tanleger - analog zur Schweiz abgeschafft werden. Flr bereits am 31. Dezember 2016 bestehende
liechtensteinische transparente Vermdgensstrukturen (wie Stiftungen, Anstalten und Trusts) wird je-
doch das derzeit in Kraft befindliche Steuerabkommen weiterhin anwendbar sein. Dies bedeutet, dass
Liechtenstein weiterhin anonym die Abgeltungssteuer einbehalten kann und daher keine Meldung von
personen- und kontenbezogenen Daten an die &sterreichischen Steuerbehdrden erfolgen muss. Das
Steuerabkommen wird auch weiterhin fUr alle intransparenten Vermdégensstrukturen (auch wenn sie
nach dem 3112.2016 gegrindet werden) anwendbar sein und damit die Méglichkeit zur anonymen Ab-
fuhr der Stiftungseingangsteuer bzw der Zuwendungsbesteuerung bieten.

Die Aufhebung des Abkommens mit der Schweiz und die Anpassung des Abkommens mit Liechten-
stein bedUrfen noch der parlamentarischen Behandlung, sollen jedoch rechtzeitig vor Jahresbeginn in
Kraft treten.
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NEUES FUR AUFSICHTSRATE UND PRUFUNGS-
AUSSCHUSSE

Mit dem Abschlussprufungsrechts-Anderungsgesetz 2016 wurden - anders als es der Titel vermuten
lasst - auch Anderungen hinsichtlich der Verantwortung des Aufsichtsrates bzw Prufungsausschusses
bei der Begleitung und Uberwachung der Abschlussprifung beschlossen. Die wichtigsten Anderungen
betreffen:

PRUFUNGSAUSSCHUSS

Unternehmen von 6ffentlichem Interesse (das sind kapitalmarktnotierte Unternehmen, Kreditinstitute
und Versicherungen) sowie Gesellschaften, bei denen das Funffache eines der in Euro ausgedrickten
GroBenmerkmale einer Kapitalgesellschaft Uberschritten wird (sog 5-fach grof3e bzw. XL-Gesellschaf-
ten), mussten schon bisher einen Prifungsausschuss einrichten. Gesetzlich geregelt wurde nunmehr,
dass alle Ausschussmitglieder mit dem Sektor, in dem das geprifte Unternehmen tatig ist, vertraut sein
mussen. Diese Bestimmung wird so interpretiert, dass dem Prifungsausschuss zumindest ein Mitglied
mit einschlagiger Branchenerfahrung angehodren muss. Bei Kreditinstituten und Versicherungen mussen
die Mitglieder Uberdies ,mehrheitlich unabhangig” sein.

Der gesetzliche Aufgabenkatalog flir den Priifungsausschuss wird ausgeweitet und umfasst nunmehr
(die Anderungen sind fettgedruck®t):

» die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses sowie die Erteilung von Empfehlungen oder Vor-
schldagen zur Gewahrleistung seiner Zuverlassigkeit;

+ die Uberwachung der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, gegebenenfalls des internen Revisi-
onssystems, und des Risikomanagementsystems der Gesellschaft;

« die Uberwachung der Abschlussprifung und der Konzernabschlussprifung unter Einbeziehung von
Erkenntnissen und Schlussfolgerungen in den Berichten, die von der Abschlusspriiferaufsichtsbe-
horde (APAB) verdffentlicht werden (Inspektionsberichte);

« die Prufung und Uberwachung der Unabh&ngigkeit des Abschlussprifers, insbesondere im Hinblick
auf die fur die geprufte Gesellschaft erbrachten zusatzlichen Leistungen;

» die Erstattung des Berichts Gber das Ergebnis der Abschlusspriifung an den Aufsichtsrat und die
Darlegung, wie die Abschlussprifung zur Zuverlassigkeit der Finanzberichterstattung beigetragen
hat, sowie die Rolle des Priifungsausschusses dabei;

» die Prufung des Jahres- bzw. Konzernabschlusses und die Vorbereitung seiner Feststellung bzw
Kenntnisnahme, des Gewinnverteilungsvorschlags, des Lage- bzw. Konzernlageberichts, des (konsoli-
dierten) Corporate Governance-Berichts sowie die Berichterstattung Uber die Prifungsergebnisse an
den Aufsichtsrat;

» die Durchfiihrung des Verfahrens zur Auswahl des Abschlussprilifers unter Bedachtnahme auf die
Angemessenheit des Honorars und Abgabe einer Empfehlung an den Aufsichtsrat.
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NEU STRUKTURIERTER BESTATIGUNGSVERMERK

Die neuen bzw. Uberarbeiteten Regelungen zum Bestatigungsvermerk zielen auf eine hdhere Transpa-
renz und einen verbesserten Informationswert ab. Um dies zu verwirklichen wird die Berichterstattung
Uber die Abschlussprifung im eigentlichen Sinne deutlich ausgeweitet und umfasst kinftig folgende
wesentliche Punkte:

» Das Prufungsurteil erscheint kiinftig prominent gleich zu Beginn.

* Der Abschnitt ,Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Prifungsausschusses” wird um zu-
satzliche Hinweise erganzt, dass die gesetzlichen Vertreter die UnternehmensfortfUhrung und die An-
gemessenheit des Bilanzierungsgrundsatzes der Unternehmensfortfihrung beurteilen missen. Neu
ist auch der zusatzliche Hinweis zur Verantwortung des Prufungsausschusses fur die Uberwachung
des Rechnungslegungsprozesses.

* Der Abschnitt ,Verantwortung des Abschlussprifers fUr die Prufung des Abschlusses” ist wesentlich
ausfuhrlicher als bisher.

» Erstellt das Unternehmen einen Geschéaftsbericht, ist dieser vom Abschlussprifer zu lesen. Im Besta-
tigungsvermerk ist anzugeben, ob Unstimmigkeiten zwischen Geschaftsbericht und gepriftem Ab-
schluss festgestellt wurden.

ZUSATZLICHER BERICHT AN DEN PRUFUNGSAUSSCHUSS

Der AbschlussprUfer einer 5-fach groBen Gesellschaft hat gleichzeitig mit dem Bestatigungsvermerk ei-
nen zusatzlichen Bericht an den Prufungsausschuss zu erstatten. Der zusatzliche Bericht ist erstmals fur
Prufungen von Geschaftsjahren zu erstatten, die nach dem 16.6.2016 beginnen (bei kalendergleichem
Geschaftsjahr daher erstmals fUr das Geschaftsjahr 2017).

Der Inhalt des zusatzlichen Berichts umfasst unter anderem folgende Angaben:

* Prifungsplanung und -durchflihrung: Umfang und Zeitplan der Priufung; Beschreibung, welche Teile
des Abschlusses mittels Systemprufung geprift wurden; Quantifizierung der Wesentlichkeitsgrenzen;
Art, Haufigkeit, Zeitpunkte und Umfang der Kommunikation mit Management, Prifungsausschuss und
Aufsichtsrat.

» Priifungsergebnisse: Angabe und Erlauterung, falls Zweifel an der Coing-Concern-Annahme beste-
hen; Erlauterung festgestellter bedeutsamer Mangel im rechnungslegungsbezogenen IKS; Angaben
zu Unrichtigkeiten und VerstdRen; Angaben zu bedeutsamen Schwierigkeiten oder anderen Uberwa-
chungsrelevanten Sachverhalten der Prifung.

ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN AUFSICHTSRAT UND ABSCHLUSSPRUFER

Die in Bezug auf die Abschlussprifung gewachsenen Aufgaben des Aufsichtsrats werden kinftig dazu
fUhren, dass Abschlussprifer und Prifungsausschuss sich noch intensiver untereinander austauschen
mussen. Der Abschlussprufer ist daher vom Prufungsausschuss sowohl zur Sitzung, die sich mit der
(Vorbereitung der) Prufung des Jahres- bzw. Konzernabschlusses als auch zur Sitzung, die sich mit der
Vorbereitung der Billigung des Jahres- bzw. Konzernabschlusses beschaftigt, beizuziehen und hat Uber
die Abschlussprufung zu berichten.



0

zobl.bauer.

5 GELTENDMACHUNG VON ABSCHREIBUNG BE
FRUCHTGENUSSRECHTEN

Mit Schreiben vom 13.12.2016 hat das BMF seine neue Rechtsansicht zur Geltendmachung von Abschrei-
bungen bei Fruchtgenussrechten verlautbart.

FUr Liegenschaftstbertragungen vor dem 1.1.2008 und bei Vereinbarung eines Vorbehaltsfruchtgenuss-
rechtes war bislang fur die Geltendmachung einer Abschreibung und einer Teilabsetzung flr Herstel-
lungsaufwand keine tatsadchliche Zahlung einer Substanzabgeltung erforderlich, sondern war die Eintra-
gung eines Belastungs- und VerduBerungsverbots beim Fruchtnieler hierflr ausreichend.

Ab 11.2016 sind nach Rechtsauffassung des BMF jedoch jedenfalls eine Zahlung fiir Substanzabgeltung
geman Rz M2 EStR und eine schriftliche Vereinbarung erforderlich, damit die AfA beim FruchtnieBer
geltend gemacht werden kann. Es ist somit, sowohl fUr Liegenschaftstbertragungen vor als auch nach
dem 11.2008, eine Zusatzvereinbarung zum Schenkungs- und Fruchtgenussrechtsvertrag notwendig,
sofern der urspringliche Fruchtgenussvertrag keine diesbezlgliche Vereinbarung enthalt.

Achtung: FUr eine steuerliche Anerkennung bedarf es einer beglaubigten Unterfertigung der Zusatz-
vereinbarung.

Da es sich bei der Zusatzvereinbarung um einen Dienstbarkeitsvertrag gemal § 33 TP 9 GebG handelt,
unterliegt die Vereinbarung einer Gebulhrenpflicht, grundsatzlich in Hohe von 2% vom Wert des bedun-
genen Entgelts. Nach Ansicht des BMF liegt Uberdies ein Leistungsaustausch vor, der umsatzsteuerbar
und -pflichtig ist, sofern nicht die Kleinunternehmerregelung zur Anwendung kommt.

Achtung: Da sich ab 11.2016 aufgrund der Steuerreform 2015 in vielen Fallen der Grundanteil oder der
10-jahrige Verteilungszeitraum erhéht hat, wird die Abschreibung ab 2016 niedriger sein als bisher. So-
fern der Abschreibungsbetrag somit in der Vereinbarung betragsmalig genannt ist, mUsste in einer
neuen schriftlichen Vereinbarung die reduzierte Abschreibung ausgewiesen werden. Die tatsachliche
Bezahlung der Abschreibung hat 2016 jedoch ebenfalls bereits im reduzierten Ausmalf3 zu erfolgen.

6.SPLITTER

VFGH: KEIN LAGEZUSCHLAG IM GRUNDERZEITVIERTEL UND BEFRISTUNGSABSCHLAG
SIND NICHT VERFASSUNGSWIDRIG

Der VfGH hat vor kurzem entschieden, dass das grundsatzliche Verbot, einen Lagezuschlag fiir Miet-
wohnungen in ,,Griinderzeitvierteln®“ zu vereinbaren, im dffentlichen Interesse liegt. Es dient dem sozi-
alpolitischen Ziel, Wohnen in zentrumsnaher stadtischer Lage zu Preisen zu ermdglichen, die es auch
Personen mit mittlerem oder niedrigem Einkommen erlauben, inren Wohnbedarf in dieser Lage ange-
messen zu decken. AuRerdem hat der VfGH festgestellt, dass er der Meinung ist, dass ein Lagezuschlag
aber dann zuldssig sei, wenn ein urspringliches ,Grunderzeitviertel” durch bauliche Ver&dnderungen im
Zeitpunkt des Abschlusses eines Mietvertrags zu einer Wohnumgebung geworden ist, die nicht mehr
als ,Grunderzeitviertel” anzusehen ist. Die Behauptungs- und Beweislast daflr, dass eine Wohnumge-
bung in einem ,Grlnderzeitviertel® durch bauliche Verbesserungen dermafen verandert wurde, dass
kein ,GrUnderzeitviertel” mehr vorliegt, wird wohl dem Vermieter obliegen. Bleibt abzuwarten, wie die
Rechtsprechung des OGH zu dieser Frage sich kinftig entwickeln wird.
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Ferner hat der VfGH festgehalten, dass der im MRG vorgesehene 25 %ige Befristungsabschlag im Fall
der Befristung eines unter den vollen Anwendungsbereiches des MRG fallenden Hauptmietvertrags
ebenfalls nicht verfassungswidrig ist. Der VfGH sieht in dieser Regelung einen Ausgleich zwischen dem
Interesse des Vermieters an der Verflgbarkeit der Wohnung und dem Interesse des Mieters an einem
gesicherten Mietrecht, mit dem der Gesetzgeber seinen rechtspolitischen Gestaltungsspielraum nicht
Uberschritten hat.

Zur ebenfalls gestellten Frage, ob die Festsetzung des Richtwertmietzinses in Wien zu niedrig ist, muss-
te sich der VfGH nicht duBern, weil seiner Ansicht nach die zur Aufhebung beantragten Bestimmungen
des Richtwertgesetzes ungentgend waren. Von den Antragstellern wurde behauptet, dass es verfas-
sungswidrig sei, wenn der Richtwertmietzins in Wien niedriger als in fast allen anderen Bundeslandern
(mit Ausnahme von Burgenland) festgesetzt wird. Diese Frage wird wohl in Balde neuerlich an den
VfGH in verbesserter Form herangetragen werden.

OGH ZUR EINLAGENRUCKZAHLUNG - GMBH & CO KG

Der OGH hatte jungst zweifach die Gelegenheit, sich mit der - in der Lehre noch immer strittigen - Fra-
ge der Anwendung der Kapitalerhaltungsgrundsatze auf verdeckte Kapitalgesellschaft (zB GmbH
& Co KG) zu beschéaftigen. In beiden Entscheidungen betonte der OGH, dass die Kapitalerhaltungs-
grundsatze (und damit die Grundsatze zur verbotenen Einlagenrickgewahr) auch auf verdeckte Kapi-
talgesellschaften anzuwenden sind. Die Haftung trifft bei der verdeckten Kapitalgesellschaft auch die
GeschaftsfUhrer der Komplementar-GmbH, die eine verbotene Einlagenrickgewahr zugelassen haben.
Sie k&dnnen von der Kommanditgesellschaft direkt fUr alle Schaden aus verbotener Einlagenrickgewahr
zur Haftung herangezogen werden. Eine Personenidentitat von Kommanditisten, GmbH-Gesellschaf-
tern und GmbH-GeschaftsfUhrern ist flUr eine direkte Haftung der GeschaftsfUhrer nicht erforderlich.
Daher haften auch FremdgeschaftsfUhrer fur Handlungen, die zu einer verbotenen Einlagenrickgewahr
geflhrt haben. Eine Freistellung durch eine Weisung der Gesellschafter kommt nicht in Frage, weil eine
allfallige diesbeztigliche Weisung gesetzwidrig ist und vom GeschaftsfUhrer nicht befolgt werden darf.

BMF-INFO ZUR ERSTMALIGEN ERMITTLUNG DES STANDS DER INNENFINANZIERUNG

Um feststellen zu kédnnen, ob eine Ausschuttung steuerlich als Einlagenrlickzahlung oder als Dividende
zu behandeln ist, sind Evidenzkonten zu fihren. Bereits vor dem AbgAG 2015 mussten Kapitalgesell-
schaften den Stand ihrer AuBenfinanzierung in einem Evidenzkonto fUr erhaltene Einlagen erfassen
und laufend fortfUhren. Seit dem 1.1.2016 muss auch die Innenfinanzierung dokumentiert werden. Nun-
mehr hat das BMF eine Information zur erstmaligen Ermittlung des Stands der Innenfinanzierung von
Kapitalgesellschaften veroffentlicht. Darin vertritt das BMF die Ansicht, dass sich in der Praxis gezeigt
habe, dass die pauschale Ermittlungsmethode zur erstmaligen Ermittlung des Stands der Innenfinan-
zierung durch GegenuUberstellung des unternehmensrechtlichen Eigenkapitals und des Einlagenstands
zum letzten Bilanzstichtag vor dem 1.8.2015 teilweise zu nicht sachgerechten Ergebnissen fuhren kann.
Die tatsachlich vorhandene Innenfinanzierung einer Kapitalgesellschaft wird insbesondere in folgenden
Fallen moglicherweise nicht adaguat wiedergegeben:

* bei nicht durchgebuchten GroBmutterzuschissen,

* bei im UGB-Jahresabschluss nicht im Eigenkapital verbuchten steuerlichen Einlagen,
* bei Aufwertungsumgrindungen mit steuerlicher BuchwertfortfUhrung oder

* bei unternehmensrechtlich als Beteiligungsertrag verbuchten Einlagenrtckzahlungen.
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Bei schon seit mehreren Jahrzehnten bestehenden Kapitalgesellschaften ist es aber mangels vorhande-
ner Unterlagen oftmals nicht méglich, den Stand der Innenfinanzierung von der Grindung der Gesell-
schaft an genau zu entwickeln.

Daher bestehen nach Ansicht des BMF keine Bedenken, den Stand der Innenfinanzierung zum letzten
Bilanzstichtag vor dem 1.8.2006 pauschal zu ermitteln und in weiterer Folge nach der genauen Ermitt-
lungsmethode weiter zu entwickeln.

TERMIN 31.12.2016

ABGABE DER MITTEILUNG ZUR LANDERBEZOGENEN

BERICHTERSTATTUNG - VPDG 1-PDF

Mit dem EU-AbgAG 2016 wurden neue Bestimmungen zur Dokumentation von Verrechnungspreisen
eingefuhrt (siehe Klienten-Info 4/2016). Multinationale Unternehmensgruppen, deren konsolidierter Um-
satz im vorangegangenen Wirtschaftsjahr € 750 Mio Uberstiegen hat, mUssen einen landerbezogenen
Report (CbC-Report) erstellen und innerhalb von 12 Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres an das
zustandige Finanzamt Ubermitteln (Bei Kalenderwirtschaftsjahren daher erstmalig zum 3112.2017). Die
Verpflichtung zur Ubermittlung des CbC Reports trifft grundsatzlich die oberste Muttergesellschaft
einer multinationalen Unternehmensgruppe. Es kann jedoch auch eine in Osterreich ansassige Toch-
tergesellschaft in die Verpflichtung der Muttergesellschaft eintreten (zB wenn die Muttergesellschaft
aufgrund der mafBRgebenden Bestimmungen in ihrem Sitzstaat keiner Verpflichtung unterliegt).

Jede in Osterreich ansdssige Geschéftseinheit einer multinationalen Unternehmensgruppe (unabhén-
gig davon, wie hoch der Umsatz war) hat dem zustandigen Finanzamt spéatestens bis zum letzten Tag
des Wirtschaftsjahres mitzuteilen (somit erstmalig zum 31.12.2016), ob sie oberste Muttergesellschaft
oder vertretende Muttergesellschaft ist, bzw welche Gesellschaft den Bericht abgeben wird. Vom BMF
wurde daflr das neue Formular VPDG 1-PDF aufgelegt, das derzeit aber noch nicht Uber FinanzOnline
eingereicht werden kann, sondern ausgefullt per Post Ubermittelt werden muss.

Rickerstattung von Kranken-, Arbeitslosen- und Pensionsversicherungsbeitragen 2013 bei Mehrfach-
versicherung. Der RUckerstattungsantrag fur die Pensionsversicherungsbeitrage ist an keine Frist ge-
bunden und erfolgt ohne Antrag automatisch bei Pensionsantritt.

ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2011

Wer zwecks Geltendmachung von Werbungskosten, Sonderausgaben oder auBergewdhnlichen Belas-
tungen eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, hat daftr funf Jahre Zeit. Bis zum 3112.2016
kann daher eine Arbeitnehmerveranlagung fur das Jahr 2011 noch eingereicht werden.

ANKAUF VON WOHNBAUANLEIHEN FUR OPTIMALE AUSNUTZUNG DES GFB 2016
Sollten Sie noch nicht ausreichend Investitionen getatigt haben, so ist es am einfachsten, die fur den
investitionsbedingten Gewinnfreibetrag (GFB) erforderliche Investitionsdeckung bei Gewinnen Uber
€ 30.000 durch den Kauf von Wohnbauanleihen zu erflullen. Da es fur Gewinne Uber € 580.000 gar
keinen GFB mehr gibt, betradgt die maximale bendtigte Investitionssumme € 41.450. Bis zum Ultimo
sollten die Wohnbauanleihen auf lhrem Depot verfligbar sein!
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zobl.bauer. Salzburg
Mildenburggasse 4a
5020 Salzburg | Austria
T +43 662 639 71-0

F +43 662 62 45 45
salzburg@zobl-bauer.at

zobl.bauer. Kitzbihel
Franz-Erler-StraBe 11
6370 Kitzbuhel | Austria
T +43 5356 64 4 94-0

F +43 5356 64 4 94-30
kitzbuehel@zobl-bauer.at

zobl.bauer. Pinzgau
Loferer Bundesstraf3e 2a
5760 Saalfelden | Austria
T +43 6582 72 5 50-0

F +43 6582 72 5 50-30
pinzgau@zobl-bauer.at

zobl.bauer. St. Johann
HauptstraBe 26

5600 St. Johann/Pongau | Austria
T +43 6412 56 56-0

F +43 6412 56 56-16
sanktjohann@zobl-bauer.at

www.zobl-bauer.at

Hinweis: Wir haben die vorliegende Klienten-Info mit gréoRtmoglicher Sorgfalt erstellt, bitten aber um Verstandnis dafur,
dass sie weder eine persdnliche Beratung ersetzen kann noch dass wir irgendeine Haftung fur deren Inhalt Gbernehmen kénnen.



	1.	Vorschau auf das Jahr 2017
	2.	Highlights aus dem Salzburger 
Steuerdialog 
	3.	Mit dem Automatischen Informationsaustausch fällt nun auch die Anonymität für Österreicher in der Schweiz und in Liechtenstein
	4.	Neues für Aufsichtsräte und Prüfungsausschüsse 
	5. Geltendmachung von Abschreibung bei Fruchtgenussrechten
	6. Splitter
	7. Termin 31.12.2016

